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119 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Bußgeldbescheiden 
 
Die Zustellung von Bußgeldbescheiden wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
120 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung eines Anhörungsbescheides 
 
Die Zustellung eines Anhörungsbescheides wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag 
des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
121 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Bescheiden 
 
Die Zustellung von Bescheiden wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreisblat-
tes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
122 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
123 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr. 10 Redaktionsschluss 08.05.2014 Ausgabe 15.05.2014 

Nr. 11 Redaktionsschluss 22.05.2014 Ausgabe 28.05.2014 

Nr. 12 Redaktionsschluss 28.05.2014 Ausgabe 05.06.2014 

Nr. 13 Redaktionsschluss 05.06.2014 Ausgabe 12.06.2014 

 
 
 
124 Wahlbekanntmachung 
 
1. Am 25. Mai 2014 finden die Kommunalwahlen für das Land Nordrhein-Westfalen und die Wahl zum Europäischen Parlament gleich-

zeitig statt.  
 Die Wahlen dauern von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Bad Oeynhausen ist in 26 allgemeine Stimmbezirke eingeteilt. 
 
 In den Wahlbenachrichtigungen, die in der Zeit vom 22. April 2014 bis zum 4. Mai 2014 übersandt werden, sind der Stimmbezirk und 

der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 
 Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses am 25. Mai 2014 um 15.00 Uhr im Rathaus, Ostkorso 8, 

32545 Bad Oeynhausen zusammen. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist. 
 
 Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und einen Personalausweis – Unionsbürger einen gültigen Identitätsausweis – oder Rei-

sepass zur Wahl mitzubringen. 
 
 Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 
 
 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die im Wahlraum bereitgehalten werden. Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraums 

einen Stimmzettel. 
 
 Jeder Wähler hat für die Kreistagswahl, die Landratswahl, die Gemeinderatswahl und die Wahl zum Europäischen Parlament jeweils 

eine Stimme. 
 
 Der Stimmzettel für die Wahl zum Europäischen Parlament enthält unter fortlaufender Nummer die Bezeichnung der Partei und ihre 

Kurzbezeichnung bzw. die Bezeichnung der sonstigen politischen Vereinigung und ihr Kennwort sowie jeweils die ersten 10 Bewer-
ber der zugelassenen Wahlvorschläge und rechts von der Bezeichnung des Wahlvorschlagsberechtigten einen Kreis für die Kenn-
zeichnung. 

 
 Der Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz 

oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Wahlvorschlag sie gelten soll. 
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 - Die Stimmzettel unterscheiden sich wie folgt: 
 - für die Kreistagswahl hellrosa, 
 - für die Landratswahl hellorange, 
 - für die Gemeinderatswahl hellblau und 
 - für die Wahl zum Europäischen Parlament altweiß/weißlich. 
 
 Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlraums oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in 

der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im 

Stimmbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein für die Wahl zum Europäischen Parlament haben, können an der Wahl im Kreis, in dem der Wahlschein 

ausgestellt ist, durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk des Kreises teilnehmen. 
 
 Wähler, die einen Wahlschein für die Kommunalwahl haben, können an der Wahl in dem Wahlbezirk, für den der Wahlschein ausge-

stellt ist, durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlbezirks teilnehmen. 
 
 In beiden Fällen ist auch Briefwahl möglich. Es ist darauf zu achten, dass Wahlberechtigte, die bei der Kommunalwahl und der Euro-

pawahl durch Briefwahl wählen wollen, jeweils gesonderte Wahlbriefe absenden müssen. 
 
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebehörde jeweils einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimm-

zettelumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag für die entsprechenden Wahlen beschaffen und die entsprechenden Wahl-
briefe mit den Stimmzetteln (in verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
den Wahlbriefumschlägen angegebenen Stelle übersenden, dass er dort für die Kommunalwahlen spätestens am Wahltage um 16.00 
Uhr und für die Wahl zum Europäischen Parlament spätestens am Wahltage um 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei 
der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
 Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben (§ 25 Kommunalwahlgesetz, § 6 Abs. 4 S. 1 Euro-

pawahlgesetz). Das gilt auch für Wahlberechtigte, die zugleich in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zum Europäi-
schen Parlament wahlberechtigt sind (§ 6 Abs. 4 S. 2 Europawahlgesetz). 

 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu 5 Jahren oder mit Geldbuße bestraft; der Versuch ist strafbar (§107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 
 
Bad Oeynhausen, den 1. April 2014 
  Stadt Bad Oeynhausen 
  Der Bürgermeister 
  gez. 
  Mueller-Zahlmann 
  Bürgermeister 
 
 
 
125 Bekanntmachung 
 der Stadt Bad Oeynhausen über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
  zu den Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen und für die Wahl zum Europäischen Parlament am 25. Mai 2014 
 
 
Die Kommunalwahlen für das Land Nordrhein-Westfalen und die Wahl zum Europäischen Parlament finden gleichzeitig am 25. Mai 2014 
statt. Diese gemeinsame Bekanntmachung erfolgt gemäß § 91 Abs. 1 Kommunalwahlordnung (KWahlO). 
 
1. Das gemeinsame Wählerverzeichnis für die Kommunalwahlen und die Wahl zum Europäischen Parlament  für die Stimmbezirke der 

Stadt Bad Oeynhausen wird in der Zeit vom 5. bis 9. Mai 2014, und zwar am 
 
 Montag, dem 5. Mai 2014 von 8.00 bis 16.00 Uhr, 
 Dienstag, dem 6. Mai 2014 von 8.00 bis 16.00 Uhr, 
 Mittwoch, dem 7. Mai 2014 von 8.00 bis 12.30 Uhr, 
 Donnerstag, dem 8. Mai 2014 von 7.00 bis 18.00 Uhr und 
 Freitag, dem 9. Mai 2014 von 8.00 bis 14.00 Uhr 
 
 im Rathaus der Stadt Bad Oeynhausen, Wahlamt, Zimmer 10, Ostkorso 8, 32545 Bad Oeynhausen (barrierefrei), für Wahlberechtigte 

zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
 Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten 

überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 
Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmeldege-
setze eingetragen ist. 

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 5. Mai bis 9. Mai 2014, spätestens am 9. Mai 

2014 um 14.00 Uhr, bei der Stadt Bad Oeynhausen, Wahlamt, Zimmer 10, Ostkorso 8, 32545 Bad Oeynhausen, Einspruch einlegen. 
 
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
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3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 4. Mai 2014 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis ein-

legen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlun-

terlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein für die Kommunalwahlen hat, kann an der Wahl in seinem Wahlbezirk durch Stimmabgabe in einem beliebi-

gen Stimmbezirk dieses Wahlbezirks oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Wer einen Wahlschein für die Wahl zum Europäischen Parlament hat, kann an der Wahl in dem Kreis Minden-Lübbecke durch 

Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Kreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
6. Einen Wahlschein für die Kommunalwahlen erhält auf Antrag  
 6.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 6.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
  a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis (bis zum 9. Mai 2014) ver-

säumt hat, 
  b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragfrist oder der Einspruchsfrist entstanden ist, 
  c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-

zeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
 
7. Einen Wahlschein für die Wahl zum Europäischen Parlament erhält auf Antrag 
 7.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 7.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
  a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis bei Deutschen nach 

§ 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung bis zum 4. Mai 2014 oder 
die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis zum 9. Mai 2014 versäumt hat, 

  b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europa-
wahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 der Eu-
ropawahlordnung entstanden ist, 

  c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-
zeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
8. Wahlscheine für die Kommunalwahlen und die Wahl zum Europäischen Parlament können von in das Wählerverzeichnis einge-

tragenen Wahlberechtigten bis zum 23. Mai 2014 um 18.00 Uhr bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch be-
antragt werden. 

 
 Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Übermittlung als 

gewahrt. Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig. 
 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig-

keiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der 

Wahl um 12.00 Uhr ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können jeweils aus den unter 6.2 und 7.2 Buchstaben a) bis c) angege-

benen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag um 15.00 Uhr stellen. 
 
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein 

behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
9. Es ist darauf zu achten, dass Wahlberechtigte, die bei den Kommunalwahlen und der Wahl zum Europäischen Parlament 

durch Briefwahl wählen wollen, jeweils gesonderte Wahlbriefe absenden müssen. 
 
 Mit dem Wahlschein für die Kommunalwahlen erhält der Wahlberechtigte 
 -  je einen Stimmzettel für die Landratswahl (hellorange), Kreistagswahl (hellrosa) und Gemeinderatswahl (hellblau), 
 - den für alle Wahlen gemeinsamen Stimmzettelumschlag (grün), 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl und 
 - den amtlichen Wahlbriefumschlag (gelb).  
 
 Mit dem Wahlschein für die Wahl zum Europäischen Parlament erhält der Wahlberechtigte 
 - einen amtlichen Stimmzettel (altweiß/weißlich), 
 - einen amtlichen Stimmzettelumschlag (blau), 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl und 
 - einen amtlichen Wahlbriefumschlag (rot). 
 
 Die Abholung von Wahlscheinen und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfang-

nahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als 
vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
 Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die Stimmzettel, legt sie in den besonderen Stimmzettelumschlag, der zu ver-

schließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt, steckt den unterschriebenen Wahl-
schein und den Stimmzettelumschlag in den besonderen Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahlbriefumschlag. 
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 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit den Stimmzetteln und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Adres-
se absenden, dass der Wahlbrief für die Kommunalwahlen spätestens am Wahltage bis 16.00 Uhr und für die Wahl zum Europäischen 
Parlament am Wahltage spätestens bis 18.00 Uhr dort eingeht. 

 
 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform von der Deutschen Post AG unent-

geltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 
Bad Oeynhausen, den 1. April 2014 
    Stadt Bad Oeynhausen 
    Der Bürgermeister 
    gez. 
    Mueller-Zahlmann 
    Bürgermeister 
 
 
 
126 Bekanntmachung 
 
Die 32. Sitzung des Rates der Stadt Bad Oeynhausen in der 9. Wahlperiode findet am 
 
  Mittwoch, den 07.05.2014, 17:00 Uhr, 
 
im Rathaus I, Ostkorso 8, Großer Sitzungssaal statt. 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
1 Formalien 
2 Mündliche Anfragen von Einwohnern (Beschränkung auf höchstens 30 Minuten) 
3 Antrag auf Erstellung eines Gewässers im Zuge einer geplanten Kiesabgrabung im Bereich Weserniederung/Gut Deesberg 
4 Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich der Straße "Breitensiek" im Stadtteil Bad Oeynhausen 
5 SPD-Fraktionsantrag vom 31.03.2014 (Fr.-A. 05/14) 
 "Angekündigte Planerweiterung der A2 auf 8 Spuren im Aufstellungsverfahren des Bundesverkehrswegeplans 2015" 
6 Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes Staatsbad Bad Oeynhausen zum 31.12.2013 
7 Verrechnung des Verlustvortrages des Eigenbetriebes Staatsbad Bad Oeynhausen zum 01.01.2014 gemäß § 10 Abs. 6 Eigenbetriebs-

verordnung NRW 
8 Feststellung des Jahresabschlusses der Stadtsparkasse Bad Oeynhausen für das Jahr 2013 sowie Entlastung der Sparkassenorgane 
9 Neufassung der Vergnügungssteuersatzung 
10 Lückenschluss des Lärmschutzes am der Ostseite der Stadtautobahn A 30n im Bereich Werste; Geschäftsordnungsantrag der BBO-

Fraktion 
11 Frühzeitige Integration und Befragung der Anlieger der zum Ausbau anstehenden Anliegerstraßen; Geschäftsordnungsantrag der 

BBO-Fraktion 
12 Sachstandsbericht zum Hotelprojekt auf dem Gelände der ehemaligen Kurverwaltung; Geschäftsordnungsantrag der BBO-Fraktion 
13 Sachstandsbericht zum auslaufenden Vertrag zwischen Land NRW und den Betreibern der Bali-Therme; Geschäftsordnungsantrag der 

BBO-Fraktion 
14 Barrierefreie Stadt Bad Oeynhausen 
15 Wahl und Berufung von Schiedspersonen für die Schiedsamtsbezirke Bad Oeynhausen - Alt und Bad Oeynhausen - Werste 
16 Beschaffung eines Gerätewagens (GW-L2) mit Großlüfter 
17 Aktuelle Haushaltssituation 2014 der Stadt Bad Oeynhausen 
18 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW 
19 Ausschussberichte - öffentliche Sitzung - und soweit erforderlich Genehmigung der gefassten Beschlüsse 
20 Schriftliche Bekanntgaben - öffentliche Sitzung 
21 Bekanntgaben und Anfragen - öffentliche Sitzung 
 
Nichtöffentlicher Teil 
22 Genehmigung der Wiederbestellung eines Mitgliedes des Vorstands der Stadtsparkasse Bad Oeynhausen 
23 Konzessionsverfahren Gas; 
 Fortsetzung des Verfahrens aufgrund aktueller Rechtsprechung 
24 Konzessionsverfahren Strom; 
 Fortsetzung des Verfahrens aufgrund aktueller Rechtsprechung 
25 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen gem. § 60 Abs. 1 GO NRW 
26 Ausschussberichte - nichtöffentliche Sitzung und soweit erforderlich Genehmigung der gefassten Beschlüsse 
27 Schriftliche Bekanntgaben - nichtöffentliche Sitzung 
28 Bekanntgaben und Anfragen - nichtöffentliche Sitzung 
29 Veröffentlichung der in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse 
 
Minden, den 23.04.2014 
  Mueller-Zahlmann 
  Bürgermeister 
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127 Bekanntmachung 
  der Stadt Bad Oeynhausen 
  Möglichkeit der Einsichtnahme gem. § 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW 
 
Die Angaben gem. § 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW bezüglich der  
Auskunftspflichten der Ratsmitglieder und sachkundigen Bürger sowie des Hauptverwaltungsbeamten für das Jahr 2013 können jederzeit 
während der allgemeinen Öffnungszeiten im Bürgerbüro des Rathauses I, Ostkorso 8, sowie im Internet unter www.badoeynhausen.de 
eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben sowie deren Aktualisierung bei den je-
weiligen Meldepflichtigen liegt. 
 
Bad Oeynhausen, den 16.04.2014 
  Mueller-Zahlmann 
  Bürgermeister 
 
 
 

 
128 Bekanntmachung 
  der Absicht der Teileinziehung der Kreisstraße 41, Abschnitt 3, und der Kreisstraße 60, Abschnitt 1,1, 
  zwischen Hüllhorst-Oberbauerschaft und Lübbecke-Obermehnen 
 
Die Bekanntmachung über die beabsichtigte Teileinziehung der o.g. Kreisstraßen 41 und 60 wird im vollem Wortlaut vom 30.04.2014 bis 
07.05.2014 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde Hüllhorst am Rathaus, Löhner Straße 1, ausgehängt und kann in dieser Zeit zusätz-
lich während der Öffnungszeiten im Rathaus, Fachbereich Technik, 32609 Hüllhorst eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, den 16.04.2014 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  In Vertretung: 
  Vielstich 
 
 
 
129 Bekanntmachung  
  der 1. Änderung der Satzung der Gemeinde Hüllhorst über die Gestaltung der baulichen Anlagen im Siedlungsbereich 
  „Büttendorfer Straße / Kleiner Feldweg“ 
 
Der Rat der Gemeinde Hüllhorst hat in seiner Sitzung am 19.03.2014 die 1. Änderung der Satzung der Gemeinde Hüllhorst über die Ges-
taltung der baulichen Anlagen im Siedlungsbereich „Büttendorfer Straße / Kleiner Feldweg“ beschlossen. 
 
Die Bekanntmachung der v.g. Satzung wird im vollen Wortlaut vom 30.04.2014 bis 07.05.2014 im Bekanntmachungskasten der Gemein-
de Hüllhorst am Rathaus, Löhner Straße 1, ausgehängt und kann in dieser Zeit zusätzlich während der Öffnungszeiten im Rathaus, Fach-
bereich Technik, 32609 Hüllhorst, eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, den 16.04.2014 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  In Vertretung: 
  Vielstich 
 
 
 
130 Bekanntmachung 
  der 1. Satzung zur Änderung der Außenbereichssatzung „Hössen“ 
 
Der Rat der Gemeinde Hüllhorst hat in seiner Sitzung am 19.03.2014 die 1. Satzung zur Änderung der Außenbereichssatzung „Hössen“ 
beschlossen. 
 
Die Bekanntmachung der v.g. Satzung wird im vollen Wortlaut vom 30.04.2014 bis 07.05.2014 im Bekanntmachungskasten der Gemein-
de Hüllhorst am Rathaus, Löhner Straße 1, ausgehängt und kann in dieser Zeit zusätzlich während der Öffnungszeiten im Rathaus, Fach-
bereich Technik, 32609 Hüllhorst eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, den 16.04.2014 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  In Vertretung: 
  Vielstich 
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134 Bekanntmachung 
 
Gemäß § 3 des Gesetzes über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes Nordrhein-Westfalen (Schiedsamtsgesetz – SchAG NRW) hat 
der Rat der Stadt Lübbecke in seiner Sitzung am 18.07.2013  
 
� Frau Friederike Hoffmeier, Westerhallermaschweg 3, 32312 Lübbecke, 
 zur stellvertretenden Schiedsfrau für den Schiedsamtsbezirk Lübbecke-Mitte 
 
 gewählt.  
 
 Die Wahl wurde am 31.01.2014 durch den Direktor des Amtsgerichts Lübbecke bestätigt. 
 
 In der Sitzung des Rates am 06.02.2014 wurden gemäß § 3 des Gesetzes über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes Nord-

rhein-Westfalen (Schiedsamtsgesetz – SchAG NRW) wiedergewählt: 
 
� Herr Axel Grothe, Reineburgstr. 61a, 32312 Lübbecke, 
 als Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Lübbecke-Mitte. 
 
 Die Wahl wurde am 06.03.2014 durch den Direktor des Amtsgerichts Lübbecke bestätigt. 
 
� Herr Thomas Kracht, Kämpe 38, 32312 Lübbecke, 
 als stellvertretender Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Lübbecke-Ost. 
 
 Die Wahl wurde am 13.03.2014 durch den Direktor des Amtsgerichts Lübbecke bestätigt. 
 
� Herr Rainer Tempelmeier, Auf den Äckern 5, 32312 Lübbecke, 
 als Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Lübbecke-West. 
 
 Die Wahl wurde am 10.03.2014 durch den Direktor des Amtsgerichts Lübbecke bestätigt. 
 
� Herr Klaus Bergermann, Eichtelgen 3, 32312 Lübbecke, 
 als stellvertretender Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Lübbecke-West. 
 
 Die Wahl wurde am 17.03.2014 durch den Direktor des Amtsgerichts Lübbecke bestätigt. 
 
Lübbecke, den 14.04.2014 
  Stadt Lübbecke 
  Der Bürgermeister 
  Gez. Eckhard Witte 
  Eckhard Witte 
 
 
 
135 Bekanntmachung 
  der Stadt Lübbecke  
  über die Aufstellung des Bebauungsplanes  
  Nr. 2/18/166 „Weingartenstraße“ 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 11.12.2013 beschlossen, für die Fläche der südlichen Weingar-
tenstraße von der Einmündung Kreishausstraße bis zur B 239 mit den angrenzenden Flächen und Teilen des Wilhelmsplatzes einen einfa-
chen Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB), in der derzeit geltenden Fassung, aufzustellen. Der Bebauungs-
plan erhält die Bezeichnung Nr. 2/18/166 „Weingartenstraße“. 
Mit dem einfachen Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Straßenumbaumaßnahme im Bereich 
der südlichen Weingartenstraße und des Wilhelmsplatzes geschaffen werden. 
Die genaue Abgrenzung des Planbereiches ist aus dem im Anschluss an diese Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird vorstehender Aufstellungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lübbecke, den 15.04.2014 
  Der Bürgermeister 
  Im Auftrag 
  Karin Schulte 
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136 Bekanntmachung 
  4. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lübbecke  
  im Bereich „Korffstraße“ 
  Bekanntmachung über die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 02.04.2014 die Durchführung eines ergänzenden Verfahrens ge-
mäß § 214 Abs. 4 BauGB für die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen und dem Entwurf zur 4. Änderung des Flächennut-
zungsplanes einschl. Begründung zugestimmt.  
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Entwurf zur 4. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Begründung, dem Umweltbericht und den 
bereits vorliegenden wesentlichen Stellungnahmen und Informationen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erneut öffentlich auszulegen. Diese wird 
erforderlich aufgrund einer aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes. Danach sind in der öffentlichen Bekanntmachung 
die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen nach Themenblöcken zusammenzufassen und 
schlagwortartig zu charakterisieren. Planerische Änderungen zum Planentwurf vom 17.12.2012 haben sich nicht ergeben. 
Das Plangebiet befindet sich zwischen der Kreishausstraße im Osten und der Korffstraße im Westen. Die genaue Abgrenzung des Ände-
rungsbereiches ist aus dem im Anschluss an die Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
Die Änderung sieht eine Umwandlung eines Teilbereiches der festgesetzten Grünfläche mit Zweckbestimmung „Parkanlage“ in „Wohn-
baufläche“ vor. 
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Der Planentwurf mit der dazugehörigen Begründung und dem Umweltbericht als Teil der Begründung sowie den wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom  
 
  08.05. bis einschl. 10.06.2014 
 
während der Dienststunden bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, im Flur des 1. OG Altbau, öffentlich aus. 
Während der Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen abgegeben werden. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
Umweltbericht (Planungsbüro Olaf Schramme) vom 17.12.2012 
Inhalt: 
Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes und der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, gegliedert nach den Schutzgütern 
Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft sowie Kultur- und sonstigen Sachgütern. 
 
Grünordnungsplan (Planungsbüro Gewässer & Landschaft Martina Hücker) vom Oktober 1998 zum 
Bebauungsplan Nr. 2/08/135 A „Grünflächenplanung Auf dem Gallenkamp“ (Bereich des Bebauungsplanes umfasste den Bereich zwi-
schen Kreishausstraße im Norden, der Straße „Auf dem Gallenkamp“ im Süden, der Weingartenstraße im Osten und der Korffstraße im 
Westen zusätzlich mit Grünverbindung zwischen Osnabrücker Straße und Wittekindstraße) mit Aussagen zum Naturraum, zu Arten und 
Biotope, zum Klima, zum Wasser und Boden sowie zum Landschaftsbild. 
Hinweis:  
Das Verfahren zum Bebauungsplan wurde nicht fortgesetzt. 
 
Darüber hinaus liegen folgende umweltbezogene Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung vor: 
1. Stellungnahme des Kreises Minden-Lübbecke vom 15.10.2012 zur Sicherung von vorhandenen Bäumen. 
2. Private Stellungnahme Bürger vom 17.10.2012 
 Hinweis auf Funktion der Freiflächen zur Frischluftbildung und Ermöglichung von Kaltluftabflüssen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberück-
sichtigt bleiben können.  
 
Lübbecke, den 22.04.2014 
  Der Bürgermeister 
  Im Auftrag 
  Ingo Ellerkamp 
 

 
 
 
 
137 Bekanntmachung 
  Bebauungsplan Nr. 2/07/80 A 
  „Östlich Korffstraße/Westlich Kreishausstraße“ 
  der Stadt Lübbecke 
 
Bekanntmachung über die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 02.04.2014 die Durchführung eines ergänzenden Verfahrens ge-
mäß § 214 Abs. 4 BauGB für den Bebauungsplan Nr. 2/07/80 A „Östlich Korffstraße/Westlich Kreishausstraße“ beschlossen und dem Be-
bauungsplanentwurf mit der Begründung zugestimmt.  
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Gleichzeitig wurde beschlossen, den Bebauungsplanentwurf mit Begründung, dem Umweltbericht und den bereits vorliegenden wesentli-
chen Stellungnahmen und Informationen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erneut öffentlich auszulegen. Diese wird erforderlich aufgrund einer 
aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes. Danach sind in der öffentlichen Bekanntmachung die in den vorhandenen 
Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen nach Themenblöcken zusammenzufassen und schlagwortartig zu charakteri-
sieren. Planerische Änderungen zum Planentwurf vom 17.12.2012 haben sich nicht ergeben. Das Plangebiet befindet sich zwischen der 
Kreishausstraße im Osten und der Korffstraße im Westen. Die genaue Abgrenzung des Planbereiches ist aus dem im Anschluss an die Be-
kanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um zentral gelegene Flä-
chen einer Wohnbebauung zuzuführen. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit der dazugehörigen Begründung und dem Umweltbericht als Teil der Begründung sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom 
 
  08.05. bis einschl. 10.06.2014 
 
während der Dienststunden bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, im Flur des 1. OG Altbau, öffentlich aus. 
Während der Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen abgegeben werden.  
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 
Umweltbericht (Planungsbüro Olaf Schramme) vom 17.12.2012 
Inhalt: 
Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes und der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, gegliedert nach den Schutzgütern 
Mensch, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima/Luft, Landschaft sowie Kultur- und sonstigen Sachgütern. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen, insbesondere auf die Schutzgüter Boden 
und Landschaftsbild. 
 
Artenschutzprüfung (SAP) (Planungsbüro Hanke u. Welschar) vom 12.06.2012 
Nach §§ 44, 47 und 54 BNatSchG 
Inhalt: 
� Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit von gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des 

Anhangs IV FFH-Richtlinie) durch das Vorhaben. 
� Darstellung der Wirkfaktoren § 42 (1) Nr. 1-3 BNatSchG wie direkte Beeinflussung von Individuen (z.B. Fang, Tötung), erhebliche 

Störungen (z.B. Unterschreitung von Fluchtdistanzen) und Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten. 

� Prüfung der Vermeidbarkeit bzw. bei unvermeidbaren Verlusten/Beeinträchtigungen, ob in Verbindung mit vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) die ökologischen Funktionen der vor dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt sind. 

� Prüfung, ob die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gemäß § 43 Abs. 8 BNatSchG, sofern 
erforderlich, gegeben sind. 

 
Ergebnis: 
Die im Messtischblatt MTB 3617 „Lübbecke“ aufgeführten geschützten Arten wurden hinsichtlich der Auswirkungen des Projekts „Be-
bauungsplan Nr. 2/07/80 A „Östlich Korffstraße/Westlich Kreishausstraße“ bewertet. Als Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung ist 
festzustellen, dass durch die Ausweisung des Baugebietes keine planungsrelevanten Tierarten betroffen sind. 
Die Einschätzung geht davon aus, dass die im Plangebiet vorhandenen Großbäume erhalten bleiben. 
 
Grünordnungsplan (Planungsbüro Gewässer & Landschaft Martina Hücker) vom Oktober 1998 zum 
Bebauungsplan Nr. 2/08/135 A „Grünflächenplanung Auf dem Gallenkamp“ (Bereich des Bebauungsplanes umfasste den Bereich zwi-
schen Kreishausstraße im Norden, der Straße „Auf dem Gallenkamp“ im Süden, der Weingartenstraße im Osten und der Korffstraße im 
Westen zusätzlich mit Grünverbindung zwischen Osnabrücker Straße und Wittekindstraße) mit Aussagen zum Naturraum, zu Arten und 
Biotope, zum Klima, zum Wasser und Boden sowie zum Landschaftsbild. 
Hinweis:  
Das Verfahren zum Bebauungsplan wurde nicht fortgesetzt. 
 
Darüber hinaus liegen folgende umweltbezogene Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung vor: 
Stellungnahme des Kreises Minden-Lübbecke vom 15.10.2012 zur Sicherung von vorhandenen Bäumen. 
Private Stellungnahme Bürger vom 17.10.2012 
Hinweis auf Funktion der Freiflächen zur Frischluftbildung und Ermöglichung von Kaltluftabflüssen.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberück-
sichtigt bleiben können und ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend 
gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend ge-
macht werden können. 
 
Lübbecke, den 22.04.2014 
  Der Bürgermeister 
  Im Auftrag 
  Ingo Ellerkamp 
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138 Bekanntmachung 
 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lübbecke für den Bereich westlich des Betriebsgeländes der Firma BESTA 
  und östlich der Straße „Zur Rauhen Horst“ 
 
Bekanntmachung über die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 02.04.2014 dem Entwurf zur 1. Änderung des Flächennutzungs-
planes einschl. Begründung zugestimmt und gleichzeitig beschlossen, den Entwurf zur 1. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Be-
gründung, dem Umweltbericht und den bereits vorliegenden wesentlichen Stellungnahmen und Informationen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
erneut öffentlich auszulegen. Diese wird erforderlich aufgrund einer aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes. Danach 
sind in der öffentlichen Bekanntmachung die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen nach The-
menblöcken zusammenzufassen und schlagwortartig zu charakterisieren. Planerische Änderungen zum Planentwurf vom März 2013 haben 
sich nicht ergeben. 
Das Plangebiet befindet sich südlich des Mittellandkanals und östlich der Straße „Zur Rauhen Horst“ direkt im Anschluss an das vorhan-
dene Betriebsgelände der Firma BESTA. Die genaue Abgrenzung des Änderungsbereiches und die Lage sind aus dem im Anschluss an die 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
Die Änderung sieht eine Umwandlung von „Fläche für die Landwirtschaft“ in „Gewerbliche Baufläche“ vor. Gleichzeitig wird damit die 
nachrichtliche Darstellung des Naturschutzgebietes „Rauhe Horst/Schäferwiesen“ für den Änderungsbereich aufgegeben.  
 
Der Planentwurf mit der dazugehörigen Begründung und dem Umweltbericht als Teil der Begründung sowie den wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom  
 
  08.05. bis einschl. 10.06.2014 
 
während der Dienststunden bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, im Flur des 1. OG Altbau, öffentlich aus. 
Während der Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen abgegeben werden. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 
Umweltbericht (Büro Kortemeier Brokmann) vom März 2013 mit integrierter Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 
Inhalt: 
Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes und der Auswirkungen der Planänderung auf die Umwelt, gegliedert nach den Schutzgü-
tern: 
- Mensch, Gesundheit und Bevölkerung insgesamt 
- Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
- Boden 
- Wasser 
- Klima/Luft 
- Landschaft 
- Kultur- und sonstige Sachgüter sowie der Wechselwirkungen 
 
Als Anlagen sind beigefügt: 
Anlage 1  
Bekannte Vorkommen planungsrelevanter Arten innerhalb des Messtischblattes 3617 und ihr Vorkommen in voraussichtlich betroffenen 
Biotopen 
Anlage 2 
Plan mit Kartierung der Biotoptypen 
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Weitere Gutachten mit umweltbezogenen Themen (z.B. Schallgutachten) sind im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 7 „Erweiterung der Firma BESTA“ erarbeitet worden und werden in der parallel durchgeführten erneuten Offenlegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ausgelegt. 
 
Darüber hinaus liegen folgende umweltbezogene Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung vor: 
1. Wasserverband „Große Aue“ vom 07.08.2012 
 Themenbezug: Gewässerschutz 
2. Landwirtschaftlicher Kreisverband vom 09.08.2012 
 Themenbezug: Bodenschutz; Schutz der landwirtschaftlichen Flächen, insbesondere bei Kompensationsmaßnahmen; Veränderung des 

Gewässers und Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen 
3. Landwirtschaftskammer NRW vom 29.08.2012 
 Themenbezug: Schutz von landwirtschaftlich genutzten Flächen (Kompensationsmaßnahmen) 
4. Kreis Minden-Lübbecke vom 10.09.2012 
 Themenbezug: 
 Anregungen zum Immissionsschutz (Schallschutz) und zu Lichtimmissionen, die zu beschreiben und zu bewerten sind;  
 Forderung nach differenzierter Eingriffsbilanzierung und externem Ausgleich des Kompensationsdefizites;  
 Forderung nach ausführlichem Artenschutzbeitrag, in dem insbesondere die Tierarten herausgearbeitet werden müssen, für die CEF-

Maßnahmen notwendig werden und Darstellung der Flächen und Benennung der Maßnahmen mit Angabe des Umsetzungszeitpunk-
tes; 

 Hinweis, dass Vorkommen des „Weißstorches“ und des „Großen Brachvogels“ fehlen; Hinweis, dass Auswertungstabelle auf 
LINFOS-Abfrage beruht und aufgrund der vorliegenden Kartierung noch Arten hinzukommen;  

 Hinweis auf geplante Verlegung des Gewässers und Gestaltung des Regenrückhaltebeckens;  
 Hinweis auf Artenschutzbelange und Vermeidung von Störungen, z.B. der Nachtigall; Hinweis auf Umgang mit verloren gehenden 

Biotopen nach § 30 BNatSchG i.V.mit § 62 LG NRW und Notwendigkeit auf Stellung eines Antrages auf Ausnahmegenehmigung; 
Hinweis, dass der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan nur in Kraft treten können, wenn die betroffene Naturschutzgebiets-
fläche durch die Bezirksregierung Detmold, Höhere Landschaftsbehörde, aufgehoben ist. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberück-
sichtigt bleiben können.  
 
Lübbecke, den 22.04.2014 
  Der Bürgermeister 
  Im Auftrag 
  Ingo Ellerkamp 
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139 Bekanntmachung 
  Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7 
  „Erweiterung der Firma BESTA“ 
  der Stadt Lübbecke 
Bekanntmachung über die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 02.04.2014 dem Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 7 „Erweiterung der Firma BESTA“ einschl. Begründung zugestimmt und gleichzeitig beschlossen, den Bebauungsplanentwurf 
mit Begründung, dem Umweltbericht und den bereits vorliegenden wesentlichen Stellungnahmen und Informationen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB erneut öffentlich auszulegen. Diese wird erforderlich aufgrund einer aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes. 
Danach sind in der öffentlichen Bekanntmachung die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen 
nach Themenblöcken zusammenzufassen und schlagwortartig zu charakterisieren. Planerische Änderungen zum Planentwurf vom März 
2013 haben sich nicht ergeben. 
Das Plangebiet befindet sich südlich des Mittellandkanals und östlich der Straße „Zur Rauhen Horst“ direkt im Anschluss an das vorhan-
dene Betriebsgelände der Firma BESTA. Die genaue Abgrenzung des Planbereiches ist aus dem im Anschluss an die Bekanntmachung 
abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Betriebserweite-
rung der Firma BESTA Eisen- und Stahlhandelsgesellschaft mbH geschaffen werden. 
 
Der Planentwurf mit der dazugehörigen Begründung und dem Umweltbericht als Teil der Begründung sowie den wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom  
 
  08.05. bis einschl. 10.06.2014 
 
während der Dienststunden bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, im Flur des 1. OG Altbau, öffentlich aus. 
Während der Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen abgegeben werden. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 
Umweltbericht (Büro Kortemeier Brokmann) vom März 2013 mit integrierter Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 
Inhalt: 
Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes und der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, gegliedert nach den Schutzgütern: 
- Mensch, Gesundheit und Bevölkerung insgesamt 
- Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
- Boden 
- Wasser 
- Klima/Luft 
- Landschaft 
- Kultur- und sonstige Sachgüter sowie der Wechselwirkungen 
 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
Als Tabellen sind dem Umweltbericht beigefügt: 
Tab. 1 
Im Jahr 2009 und 2012 nachgewiesene Brutbestände planungsrelevanter Vogelarten  
(Bohrer & Echolot GbR 2009 sowie Bohrer 2012) 
Tab. 2 
Im Jahr 2009 nachgewiesene Fledermausarten (Bohrer & Echolot GbR 2009 ) sowie  
potenziell vorkommende Arten (grau) 
Tab. 3 
Baugrundschichtungen im westlichen Plangebiet (Geoanalytik Dr. Loh 2011) 
Tab. 4 
Empfohlene Saatgutmischung (N 1) für intensive und extensive Wiesen in trockeneren und  
wärmebegünstigten Lagen (LANUV 2012c) 
Tab. 5 
Artenliste des B-Plans für Gehölzpflanzungen 
Tab. 6 
Flächenverteilungen und -wertigkeiten des Bestands im Geltungsbereich des vorhabenbezo- 
genen B-Plans Nr. 7 (s. auch Anlage 2) 
Tab. 7 
Flächenverteilungen und -wertigkeiten der Planungen im Geltungsbereich des vorhabenbe- 
zogenen B-Plans Nr. 7 (s. auch Anlage 2) 
Tab. 8 
Berechnung des Gesamtkompensationsbedarfs 
Tab. 9 
Vom LANUV (2012c, S. 27) empfohlene Einsaatmischung für die Anlage von ungedüngten  
Weiden und Mähweiden (N 3n) 
Tab. 10 
Beispiel für eine vom LANUV (2012c) empfohlene Einsaatmischung für die Anlage von  
Acker-/Blühstreifen 
Tab. 11 
Einzelmaßnahmen des Kompensationsmaßnahmenkonzeptes zum vorhabenbezogenen B- 
Plan Nr. 7 „Erweiterung der Firma BESTA“ (Lage s. Anlage 3) und ihre Kompensationswir- 
kungen 
Tab. 12 
Berechnung der Gesamtkompensationswirkung 
 
Als Anlagen sind dem Umweltbericht beigefügt: 
Anlage 1 
Bekannte Vorkommen planungsrelevanter Arten innerhalb des Messtischblattes 3617 und ihr Vorkommen in voraussichtlich betroffenen 
Biotopen 
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Anlage 2 
Plan mit Kartierung der Biotoptypen 
Anlage 3 
Maßnahmenkonzept (Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen im Zuge der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 7 „Erweiterung der Firma BESTA“ mit entsprechenden Tabellen und Anlagen) 
 
Die ausliegenden Unterlagen beinhalten folgende umweltrelevante Informationen über den Umweltbericht hinaus: 
1. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag als Ergänzung zum Umweltbericht: 

Die Artenschutzrechtliche Prüfung überprüft die mögliche Betroffenheit so genannter „planungsrelevanter“ Arten. Die Prüfung er-
folgt anhand einer allgemeinen Datenrecherche sowie aktueller faunistischer Erhebungen. 
Tabellenverzeichnis: 
Tab. 1 
Im Jahr 2009 und 2012 nachgewiesene Brutbestände planungsrelevanter Vogelarten (Bohrer & Echolot GbR 2009 sowie Bohrer 
2012) 
Tab. 2 
Im Jahr 2009 nachgewiesene Fledermausarten (Bohrer & Echolot GbR 2009) sowie potenziell vorkommende Arten (grau) 
 
Tab. 3 
Im Jahr 2009 nachgewiesene Amphibienarten (vgl. Bohrer & Echolot GbR 2009) 
Tab. 4 
Im Jahr 2009 nachgewiesene Heuschreckenarten (vgl. Bohrer & Echolot GBR 2009) 
Tab. 5 
Übersicht der in 2009 erbrachten Libellennachweise (Bohrer & Echolot GbR 2009) 
Tab. 6 
Potenzielle Wirkfaktoren des Planvorhabens für planungsrelevante Arten 
Tab. 7 
Einschätzung des zu erwartenden Konfliktpotenzials für die in 2009 und 2012 nachgewiesenen planungsrelevanten Vogelarten 
Tab. 8 
Einschätzung des zu erwartenden Konfliktpotenzials für in 2009 im Raum nachgewiesene (bzw. potenziell vorkommende) Fleder-
mausarten 
Tab. 9 
Vom LANUV (2012c, S. 27) empfohlene Einsaatmischung für die Anlage von ungedüngten Weiden und Mähweiden (N 3n) 
Tab. 10 
Beispiel für eine vom LANUV (2012c) empfohlene Einsaatmischung für die Anlage von Acker-/Blühstreifen 
 

2. Schalltechnisches Gutachten der AKUS GmbH vom 14.05.2012 
3. Entwässerungskonzept zur Gestaltung eines neuen Gewässers als Ersatz für ein aufgegebenes und verfülltes Gewässer der Ingenieur-

gesellschaft Kuhlmann mbH (Stand: 2012) 
4. Geoanalytik Dr. Loh 

Gutachten zur Baugrundbeschaffenheit im Erweiterungsbereich West/NSG (Stand: 10.10.2011 
5. Glatfeld, Matthias (2009) 

Floristisch-vegetationskundliche Bestandsaufnahme im Bereich der geplanten Erweiterung der Firma BESTA im NSG „Rauhe 
Horst/Schäferwiesen“ 

6. Hochschule Osnabrück, Fakultät Agrarwissenschaften & Landschaftsarchitektur, Prof. Dr. Müller & Dr. Makowsky (2012) 
Bodenuntersuchungen NSG Rauhe Horst/Schäferwiesen - Süd, Abschlussbericht Februar/März 2012 

 
Darüber hinaus liegen folgende umweltbezogene Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung vor: 
1. Wasserverband „Große Aue“ vom 07.08.2012 

Themenbezug: Gewässerschutz 
2. Landwirtschaftlicher Kreisverband vom 09.08.2012 

Themenbezug: Bodenschutz; Schutz der landwirtschaftlichen Flächen, insbesondere bei Kompensationsmaßnahmen; Veränderung 
des Gewässers und Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen 

3. Landwirtschaftskammer NRW vom 29.08.2012 
Themenbezug: Schutz von landwirtschaftlich genutzten Flächen (Kompensationsmaßnahmen) 

4. Kreis Minden-Lübbecke vom 10.09.2012 
Themenbezug: 
Anregungen zum Immissionsschutz (Schallschutz) und zu Lichtimmissionen, die zu beschreiben und zu bewerten sind; 
Forderung nach differenzierter Eingriffsbilanzierung und externem Ausgleich des Kompensationsdefizites; 
Forderung nach ausführlichem Artenschutzbeitrag, in dem insbesondere die Tierarten herausgearbeitet werden müssen, für die CEF-
Maßnahmen notwendig werden und Darstellung der Flächen und Benennung der Maßnahmen mit Angabe des Umsetzungszeitpunk-
tes; 
Hinweis, dass Vorkommen des „Weißstorches“ und des „Großen Brachvogels“ fehlen; 
Hinweis, dass Auswertungstabelle auf LINFOS-Abfrage beruht und aufgrund der vorliegenden Kartierung noch Arten hinzukommen; 
Hinweis auf geplante Verlegung des Gewässers und Gestaltung des Regenrückhaltebeckens; 
Hinweis auf Artenschutzbelange und Vermeidung von Störungen, z.B. der Nachtigall; 
Hinweis auf Umgang mit verloren gehenden Biotopen nach § 30 BNatSchG i.V. mit § 62 LG NRW und Notwendigkeit auf Stellung 
eines Antrages auf Ausnahmegenehmigung; 
Hinweis, dass der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan nur in Kraft treten können, wenn die betroffene Naturschutzgebiets-
fläche durch die Bezirksregierung Detmold, Höhere Landschaftsbehörde, aufgehoben ist. 
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 Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan unberücksichtigt bleiben können und ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit 
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 

 
Lübbecke, den 22.04.2014 
  Der Bürgermeister 
  Im Auftrag 
  Ingo Ellerkamp 
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141  Bekanntmachung 
  über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
  und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum Europäischen Parlament und 
  die Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen am 25. Mai 2014 
 
 
1. Das verbundene Wählerverzeichnis zur Wahl des Europäischen Parlaments und zu den Kommunalwahlen der Stadt Petershagen für 

die Europa-Wahlbezirke/die Stimmbezirke der Kommunalwahlen wird in der Zeit vom 05. Mai 2014 bis zum 09. Mai 2014 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten bei der Stadtverwaltung Petershagen, Verwaltungsgebäude Lahde, Zimmer 16, Bahnhofstraße 63, 
32469 Petershagen, für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung 
besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk eingetragen ist.  

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 
 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Einsichtsfrist, spätestens am 09. Mai 2014 bis 

12.30 Uhr, bei der Stadtverwaltung Petershagen, Verwaltungsgebäude Lahde, Zimmer 16, Bahnhofstraße 63, 32469 Petershagen, Ein-
spruch einlegen. 

 
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 04. Mai 2014 eine verbundene Wahlbe-

nachrichtigung für die Europawahl und die Kommunalwahlen sowie für eine gegebenenfalls erforderlich werdende Stichwahl für die 
Bürgermeister- und/oder Landratswahl, auf der kenntlich gemacht ist, für welche Wahlen die Wahlberechtigung besteht. Die Benach-
richtigungen enthalten auf der Rückseite einen Vordruck für einen gemeinsamen Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins für die Euro-
pawahl und eines Wahlscheines für die Kommunalwahlen. 

 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis ein-

legen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlun-

terlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
 
4. Wer einen Wahlschein für die Europawahl hat, kann an der Wahl im Kreis Minden-Lübbecke 
 
  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Kreises 
  oder 
  durch Briefwahl teilnehmen. 
 
4.1 Wer einen Wahlschein für die Kommunalwahlen hat, kann an den Kommunalwahlen 
 
  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlbezirks 
  oder 
  durch Briefwahl teilnehmen. 
 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag für die Europawahl 
 
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
  a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis bei Deutschen nach 

§ 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung bis zum 04. Mai 2014 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis zum 09. Mai 2014 ver-
säumt hat, 

 
  b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europa-

wahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 der Eu-
ropawahlordnung entstanden ist, 

 
  c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-

zeichnisses zur Kenntnis der Stadt Petershagen gelangt ist. 
 
6. Einen Wahlschein erhält auf Antrag für die Kommunalwahlen 
 
 6.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
 6.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
  a) wenn er nachweist, dass er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund die Einspruchsfrist versäumt hat; 
 
  b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis aufgenommen worden ist; 
 
  c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl erst nach der Einspruchsfrist entstanden ist oder sich herausstellt. 
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 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 23. Mai 2014, 18.00 Uhr, bei der Stadt 
Petershagen mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Te-
lefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. 

 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig-

keiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der 

Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 und 6.2 Buchstaben a) bis c) angegebenen 

Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 

Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
7. Mit dem Wahlscheinantrag erhält der Wahlberechtigte für die Europawahl 
 - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
 Mit dem Wahlscheinantrag erhält der Wahlberechtigte zu den Gemeinde- und Kreiswahlen (Bürgermeisterwahl, Landratswahl, Rats-

wahl, Kreistagswahl) 
 - den für alle vier Wahlen geltenden Wahlschein,  
 - je einen Stimmzettel für die Bürgermeisterwahl (hellgrün), die Gemeinderatswahl (hellblau), die Landratswahl (hellorange) und 

die Kreistagswahl (hellrosa), 
 - den für alle Wahlen gemeinsamen amtlichen grünen Stimmzettelumschlag, 
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen gelben Wahlbriefumschlag und 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangsnah-

me der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Stadt Petershagen vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlan-
gen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 
 Bei der Briefwahl muss der Wähler die Wahlbriefe mit den Stimmzetteln und den Wahlscheinen getrennt für die Europawahl und die 

Kommunalwahlen so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass 
 
 der Wahlbrief für die Europawahl dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr  
 
 der Wahlbrief für die Kommunalwahlen dort spätestens am Wahltag bis 16.00 Uhr 
 
 eingeht. 
 
 Die Wahlbriefe für die Europawahl und die Kommunalwahlen werden innerhalb der Bundesrepublik Deutschland von der Deutschen 

Post AG als Standardbrief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich befördert. Die Wahlbriefe können auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Petershagen, den 17. April 2014 
   Stadt Petershagen 
   Der Bürgermeister 
   Blume 
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  Satzung vom 24.03.2014 
  zur Aufhebung der Satzung zur Abänderung der Fristen für die Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen 
  gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7 LWG NRW vom 17.12.2010 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 2013, S. 564), der §§ 60, 61 des Was-
serhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3180 ff.), des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV. NRW. 2013, S. 135 ff.) sowie der Selbstüber-
wachungsverordnung Abwasser vom 17.10.2013 (SüwVO Abw GV. NRW. 2013, S. 602 ff. – hier bezeichnet als SüwVO Abw NRW. 
2013) hat der Rat der Stadt Petershagen am 20. März 2014 folgende Satzung beschlossen: 
 
  § 1 
 
Die Satzung zur Abänderung der Fristen für die Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7 LWG NRW 
vom 17.12.2010 wird aufgehoben. 
 
  § 2 
 
Diese Aufhebungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Hinweis 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 24.03.2014 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
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  4. Satzung vom 24.03.2014  
  zur Änderung der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke 
  und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (Entwässerungssatzung) der Stadt Petershagen vom 04.08.1997 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.7.1994 (GV. 
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 2013, S. 564), der §§ 60, 61 des Wasser-
haushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3154), des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV NRW 2013, S. 135ff.) sowie der Selbstüberwa-
chungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW 2013) hat 
der Rat der Stadt Petershagen am 20. März 2014 folgende Satzung beschlossen: 
 
  § 1 
in § 1 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 
 
Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören auch dezentrale öffentliche Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. Ab-
leitungsgräben wie z.B. Straßen- bzw. Wegeseitengräben, die zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet worden sind. 
 
der bisherige Satz 2 wird Satz 3 
 
  § 2 
§ 8 erhält folgende Fassung: 
 
  § 8 
  Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 
 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung 

in die öffentliche Abwasseranlage in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für fetthaltiges häusliches Abwas-
ser gilt dies jedoch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und 
dort zu behandeln ist. 

 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Gemeinde eine Vorbehandlung (Vorreinigung) auf dem Grundstück des An-

schlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen Vorbehandlungsanlage angeordnet 
werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die Gemeinde eine Pflicht zur Vorbehandlung nach dem sog. 
Trenn-Erlass vom 26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583ff.) auslöst.  Die vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt insbesondere für 
Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleiten. 

 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 

10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den Anschlussnehmer durch ein Feststoff-
rückhaltesystem mit einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werden. 

 
(4) Die Abscheider und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen und rechtlichen An-

forderungen entsprechen. Die Stadt kann darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der 
Abscheider stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist. 

 
(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in Übereinstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschrif-

ten zu entsorgen und dürfen der öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 
 
  § 3 
in § 9 Abs. 1 wird nach den Worten „sein Grundstück“ eingefügt: 
 
in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW 
 
  § 4 
am Ende von § 11 wird folgender Zusatz angefügt: 
 
und ein Überlauf an den öffentlichen Kanal besteht, so dass eine Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken durch Niederschlagswas-
ser ausgeschlossen werden kann. Ein Verzicht auf die Abwasserüberlassung kommt nach § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW nur bei solchen 
Grundstücken in Betracht, die bereits an die öffentliche Abwasserkanalisation angeschlossen sind. 
 
  § 5 
§ 15 wird wie folgt neu gefasst 
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  § 15 
  Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasser-

anlagen (Selbstüberwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 
WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die 
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 
53 Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der Stadt. 

 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO 

Abw NRW 2013 durchgeführt werden. 
 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erdreich oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder 

Fortleiten von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unter der Kel-
ler-Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen zu 
prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen Ableitung 
von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen 
und erkannt wird. 

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzu-

führen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwV Abw NRW 2013 hat der Eigentümer des 
Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser 
führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlicher Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik auf deren Zustand und Funktonstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Ab-
wasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 2013. Innerhalb von durch Rechtsverordnung 
festgesetzten Wasserschutzgebieten sind bestehende Abwasserleitungen, die zur Fortleitung häuslichen Abwassers dienen und die vor 
dem 1. Januar 1965 errichtet wurden, und bestehende Abwasserleitungen, die zur Fortleitung industriellen oder gewerblichen Abwas-
sers dienen und vor dem 1. Januar 1990 errichtet wurden, erstmals bis spätestens zum 31. Dezember 2015 auf deren Zustand und 
Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen. Außerhalb von durch Rechtsverordnung festgesetzten Wasserschutzgebieten sind bestehende 
Abwasserleitungen, die zur Fortleitung industriellen oder gewerblichen Abwassers dienen, für das Anforderungen in einem Anhang 
der Abwasserverordnung festgelegt sind, erstmals bis spätestens zum 31. Dezember 2020 auf Zustand und Funktionsfähigkeit prüfen 
zu lassen. Legt die Stadt darüber hinaus durch gesonderte Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so 
werden die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Un-
terrichtungs- und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt Satzungen nach al-
tem Recht gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW fortführt. 

 
(5)  Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als 
allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine abweichenden Regelungen trifft.  

 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß 

Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 
genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen hat der Grundstückeigentümer oder Erbbauberechtigte (§ 8 Abs. 
2 SüwVO Abw NRW 2013) aufzubewahren und auf Verlangen der Stadt vorzulegen. 

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 

SüwVO Abw NRW 2013 keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden 
Anforderungen entsprochen haben. 

 
(8)  Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mög-

liche Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 
SüwVO Abw NRW 2013 nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 
  § 6 
§ 21 Absatz 1 Nr. 12 erhält folgende Fassung: 
12. § 15 
 die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung der Stadt entgegen § 15 Abs. 6 Satz 3 dieser Satzung nicht 

vorlegt. 
 
  § 7 
  In-Kraft-Treten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 24.03.2014 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
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145 Bekanntmachung 
  der Stadt Porta Westfalica 
  Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes Nr. 68 „Nördlich der Albert-Schweitzer-Straße“ 
 
Bekanntmachung vom 22.04.2014 des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
 
Der Rat der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 07.02.2014 den Bebauungsplan Nr. 68 „Nördlich der Albert-Schweitzer-
Straße“ nebst Begründung, Umweltbericht und Fachbeitrag Artenschutz als Satzung beschlossen. 
Ziel ist die Festsetzung einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schule“ sowie eines „Allgemeinen Wohngebietes“ 
in der Gemarkung Eisbergen, Flur 8. 
 
 

 
 
Der o.g. Bauleitplan einschließlich Begründung, Umweltbericht, Fachbeitrag Artenschutz sowie der zusammenfassenden Erklärung gem. § 
10 Abs. 4 BauGB liegt während der Dienststunden im Sachgebiet Stadtplanung und Bauordnung der Stadt Porta Westfalica in 32457 Por-
ta Westfalica, Kempstraße 1, II. OG zu jedermanns Einsicht aus. Über die Inhalte wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Mit dieser Be-
kanntmachung tritt der o.g. Bebauungsplan in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Porta Westfalica zum Bebauungsplan Nr. 68 „Nördlich der Albert-Schweitzer-
Straße“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweise: 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der im § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches (BauGB) bezeichneten Verfah-

rens- und Formvorschriften und beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs dann unbeachtlich sind. wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Porta Westfalica geltend gemacht worden sind. 

 Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist darzu-
legen. 

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann ge-
gen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 - eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 - die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 - der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 - der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
3. Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB über die Entschädigung von durch die Bebauungspläne eingetretenen 

Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Porta Westfalica, den 22.04.2014 
  Der Bürgermeister 
  In Vertretung 
  Stefan Mohme 
  Technischer Beigeordneter 
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146 Bekanntmachung 
  Einladung 
 
Die Jagdgenossen des gemeinschaftlichen Jagdbezirks Tengern - Huchzen werden hiermit zur ordentlichen Genossenschaftsversammlung 
eingeladen. 
 
Datum: 07. Mai 2014 
 
Ort: Gaststätte Schützenhaus Tengern 
 
Beginn: 19.00 Uhr 
 
TAGESORDNUNG: 
 
1. Begrüßung 
2.  Verlesen der Niederschrift der letzten Versammlung 
3. Bericht des Jagdvorstehers 
4. Kassenbericht 
5. Kassenprüfungsbericht und Entlastung des Vorstandes 
6. Beratung und Beschlussfassung über die Verwendung des Jagdpachtgeldes 
7. Wahl des Vorstandes der Jagdgenossenschaft 
 Jagdvorsteher:   stellv. Jagdvorsteher: 
 1. Beisitzer.   stellv. 1. Beisitzer: 
 2. Beisitzer.   stellv. 2. Beisitzer 
 Schriftführer:   stellv. Schriftführer: 
 Kassenwart:   stellv. Kassenwart: 
 1. Kassenprüfer:   2. Kassenprüfer: 
8. Aussprache und evtl. Beschlussfassung zum bestehenden Jagdpachtverhältnis 
9. Verschiedenes 
 
Hüllhorst, den 05.04.2014 
   Gemeinschaftlicher Jagdbezirk Tengern - Huchzen 
   gez. 
   H.-R. Kracht 
   Jagdvorsteher 
 
 
 
147 Bekanntmachung 
  des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  - Der Vorsitzende der Verbandsversammlung -  
 
 
Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke und der Städte Minden und 
Petershagen findet am  
 
  Donnerstag, der 15.05.2014, 17:00 Uhr, 
 
im Veranstaltungsraum der Sparkasse in Minden, Königswall 2, (4. Etage, Zugang über das Treppenhaus am Haupteingang) statt. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Wahl eines Mitgliedes zur Mitunterzeichnung der Beschlüsse 
2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung vom 27.11.2013 
3. a)   Jahresabschluss 2013: 
  Bericht zum Geschäftsjahr 2013 - Jahresabschlussbericht  
 b) Bericht über die Einhaltung des Corporate Governance - Kodexes für die Sparkasse Minden-Lübbecke 
 c) Jahresabschluss 2013:  
  Entlastung der Organe der Sparkasse Minden-Lübbecke, Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke und der Städte 

Minden und Petershagen  
 d) Jahresabschluss 2013:  
  Verwendung des Jahresüberschusses nach § 24 Abs. 4 Satz 2 SpkG NW in Verbindung mit § 25 SpkG NW 
4. Bericht zur bisherigen Geschäftsentwicklung in 2014 / Aktuelles 
5. Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Verwaltungsrates der Sparkasse Minden-Lübbecke 
6. Verschiedenes / Bekanntgaben 
 
 
Nicht öffentliche Sitzung: 
 
1. Personalangelegenheit Vorstand 
 
Minden, den 22.04.2014 
  Buhre 
  (Bürgermeister) 
  Vorsitzender der Verbandsversammlung des 
  Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 



 

 Herausgeber und Druck: Der Landrat des Kreises Minden-Lübbecke, Portastraße 13, 32423 Minden 
 Das Amtliche Kreisblatt erscheint i.d.R. zweimal monatlich. Die Abgabe erfolgt kostenfrei (in allen Rathäusern und im Kreishaus in Minden). Außerdem kann das 

Amtliche Kreisblatt im Internet des Kreises Minden-Lübbecke unter  www.minden-luebbecke.de abgerufen werden. 
Für den laufenden Bezug per Postübersendung wird eine Kostenpauschale i.H.v. 15,00 € erhoben. 

 Bestellungen für den laufenden Bezug sowie Einzelbestellungen, Anfragen usw. sind an den Herausgeber zu richten.  (Telefon 0571/807-0) 
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148 Bekanntmachung 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 331 554 295 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 30.12.2013 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 04.04.2014  
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum                  Böttcher 
 
 
 
149 Bekanntmachung 
  Aufgebot 
 
Am 08.04.2014 wurde das Aufgebot des von der Sparkasse Minden-Lübbecke ausgestellten  
 
  Sparkassenbuches zu Konto Nr. 357 156 306  
beantragt.  
 
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der Sparkasse Minden-Lübbecke seine Rechte anzumelden und die 
Urkunde vorzulegen, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.  
 
Minden, den 17.04.2014  
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum                 Böttcher 
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